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Heſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 21 Ausgegeben Danzig, den 18. September 1929 


Inhalt. Bekanntmachung des Forſtdiebſtahlgeſetzes (S. 127). — Verordnung zur Anderung der 
Fernſprechordnung (S. 132). f 


50 Bekanntmachung 
der neuen Faſſung des Forſtdiebſtahlgeſetzes. 
Vom 10. 9. 1929. 


Auf Grund des Artikels II des Geſetzes vom 14. Juni 1929 (Geſ. Bl. S. 102) zur Abänderung 
des Geſetzes betr. den Forſtdiebſtahl vom 15. April 1878 wird das Forſtdiebſtahlgeſetz in der neuen 
Faſſung nachſtehend bekanngemacht. 

Danzig, den 10. September 1929. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Evert. 


Forſtdiebſtahlgeſetz. 
5.4, 


Forſtdiebſtahl im Sinne dieſes Geſetzes iſt der in einem Forſt oder auf einem anderen haupt⸗ 
ſächlich zur Holznutzung beſtimmten Grundſtücke verübte Diebſtahl: 

1. an Holz, welches noch nicht vom Stamme oder vom Boden getrennt iſt; 

2. an Holz, welches durch Zufall abgebrochen oder umgeworfen, und mit deſſen Zurichtung 
noch nicht der Anfang gemacht worden iſt; 

3. an Spänen, Abraum oder Borke, ſofern dieſelben noch nicht in einer umſchloſſenen Holz⸗ 
ablage ſich befinden, oder noch nicht geworben oder eingeſammelt find; 

4. an anderen Walderzeugniſſen, insbeſondere Holzpflanzen, Gras, Haide, Plaggen, Moos, 
Laub, Streuwerk, Nadelholzzapfen, Waldſämereien, Baumſaft und Harz, ſofern dieſelben 
noch nicht geworben oder eingeſammelt ſind. 

Das unbefugte Sammeln von Kräutern, Beeren und Pilzen unterliegt forſtpolizeilichen Be— 
ſtimmungen. 5 - 
8 2. 

Der Forſtdiebſtahl wird mit einer Geldſtrafe vom einfachen bis zum fünffachen Werte des Ent— 
wendeten, jedoch niemals unter zwei Gulden beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann 
die Strafe bis auf zwei Gulden ermäßigt werden, wenn der Wert des Entwendeten höher iſt. 


83, 
Der Forſtdiebſtahl wird mit einer Geldſtrafe vom zweifachen bis zum zehnfachen des Entwendeten, 
jedoch niemals unter vier Gulden beſtraft: 
1. wenn der Forſtdiebſtahl an einem Sonn- oder Feſttage oder in der Zeit von Sonnen⸗ 
untergang bis Sonnenaufgang begangen iſt, 
2. wenn der Täter Mittel angewendet hat, um ſich unkenntlich zu machen; 
3. wenn der Täter dem Beſtohlenen oder der mit dem Forſtſchutz betrauten Perſon ſeinen 
Namen oder Wohnort anzugeben ſich geweigert hat, oder falſche Angaben über ſeinen 
oder ſeiner Gehilfen Namen oder Wohnort gemacht, oder auf Anrufen des Beſtohlenen 
oder der mit dem Forſtſchutz betrauten Perſon, ſtehen zu bleiben, die Flucht ergriffen oder 


fortgeſetzt hat; 
(Achter Tag nach⸗Ablauf⸗des Ausgabetages: 26. 9. 1929 


ö 


„wenn der Täter in den Fällen Nr. 1—3 $ 1 zur Begehung des Forſtdiebſtahls ſich eines 
ſchneidenden Werkzeuges, insbeſondere der Säge, der Schere oder des Meſſers bedient hat; 
5. wenn der Täter die Ausantwortung der zum Forſtdiebſtahl beſtimmten Werkzeuge ver— 
weigert; 
6. wenn zum Zwecke des Forſtdiebſtahls ein beſpanntes Fuhrwerk, ein Kahn oder Laſttier 
mitgebracht iſt; 
7. wenn der Gegenſtand der Entwendung in Holzpflanzen beſteht; 
8. wenn Kien, Harz, Saft, Wurzeln, Rinde oder die Haupt- ae, 1 von ſtebenden 
Bäumen entwendet ſind; 
9. wenn der Forſtdiebſtahl in einer Ehektnie; in einem Pflanzgarten oder Santtampe Hai 
gangen iſt. 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann die Strafe bis auf vier Gulden ermäßigt a 
wenn der zweifache Wert des Entwendeten höher it. 


8 4. 

Der Verſuch des Forſtdiebſtahls und die Teilnahme (Mittäterſchaft, Anſtiftung, Beihilfe) an 
einem Forſtdiebſtahl oder an einem Verſuche desſelben werden mit der vollen Saale des Forſtdieb⸗ 
ſtahls beſtraft. 

§ 5. 

Wer ſich in Beziehung auf einen Forſtdiebſtahl der Begünſtigung oder der Hehlerei ſchuldig macht, 
wird mu einer Geldſtrafe vom einfachen bis zum fünfſachen Werte des Entwendeten, jedoch niemals 
unter zwei Gulden beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann die Strafe bis auf zwei 
Gulden ermäßigt werden, wenn der Wert des Entwendeten höher iſt. 

Die Beſtimmungen des $ 257 Abſ. 2 und 3 des Strafgeſetzbuches finden Anwendung. 


§ 6. 
Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnisſtrafe bis zu ſechs Monaten erkannt werden: 
1. wenn der Forſtdiebſtahl von drei oder mehr Perſonen in gemeinſchaftlicher Ausführung 
begangen iſt; 
2. wenn der Forſtdiebſtahl zum Zwecke der Veräußerung des Entwendeten oder daraus her- 
” geſtellter Gegenſtände begangen iſt; i 
3. wenn die Hehlerei gewerbs- oder gewohnheitsmäßig betrieben worden iſt. 


8.7, 

Wer, nachdem er wegen Forſtdiebſtahls oder Verſuchs eines ſolchen, oder wegen Teilnahme ($ 4), 
Begünſtigung oder Hehlerei in Beziehung auf einen Forſtdiebſtahl von einem inländiſchen Gericht 
rechtskräftig verurteilt worden iſt, innerhalb der nächſten zwei Jahre abermals eine dieſer Handlungen 
begeht, befindet ſich im Rückfalle und wird mit einer Geldſtrafe vom zweifachen bis zum zehnfachen 
Werte des Entwendeten, jedoch niemals unter vier Gulden beſtraft. Sind mildernde Umſtände vor- 
handen, ſo kann die Strafe bis auf vier Gulden ermäßigt werden, wenn der zweifache Wert des Ent— 
e höher iſt. 

ü 8 g. 


Neben der Geldſtrafe iſt auf Gefängnis bis zu zwei Jahren zu erkennen, wenn der Täter ſich 
im dritten oder ferneren Rüdjalle befindet. Beträgt die Geldſtrafe weniger als zwanzig Gulden, jo 
kann ſtatt der Gefängnisſtrafe auf eine Zuſatzſtrafe bis zu zweihundert Gulden erkannt werden. 

8 9. 

In allen Fällen iſt neben der Strafe die Verpflichtung des Schuldigen zum Erſatz des Wertes 
des Entwendeten an den Beſtohlenen auszuſprechen. Der Erſatz des außer dem Werte des Entwen— 
deten verurſachten Schadens kann nur im Wege des Zivilprozeſſes geltend gemacht werden. 

Der Wert des Entwendeten wird ſowohl hinſichtlich der Geldſtrafe als hmſichtlic des Erſatzes 
nach der von der Regierung aufgeſtellten Forſttaxe abgeſchätzt. 


| 8 10. | 

Soweit dieſes Geſetz nicht abweichende Beſtimmungen enthält, unterliegen die darin mit Strafe 

bedrohten Handlungen den ee e des Strafgeſetzbuches und des erſten Abſchnitts des 
Jugendgerichtsgeſetzes. 5 PER 


; 8 11. 

Für die Geldſtrafe, den Werterſatz und die Koſten, zu denen Perſonen verurteilt werden, welche 
unter der Gewalt, der Aufſicht oder im Dienſt eines anderen ſtehen und zu deſſen Hausgenoſſenſchaft 
gehören, iſt letzterer im Falle des Unvermögens der Verurteilten für haftbar zu erklären, und zwar 
unabhängig von der etwaigen Strafe, zu welcher er ſelbſt auf Grund dieſes Geſetzes oder des § 361 


Nr. 9 des Strafgeſetzbuches verurteilt wird. 5 
Wird feſtgeſtellt, daß die Tat nicht mit ſeinem Wiſſen verübt iſt, oder daß er ſie nicht verhindern 


konnte, jo wird die Haftbarkect nicht ausgeſprochen. 
§ 12. 
Hat der Täter noch nicht das vierzehnte Lebensjahr vollendet, ſo wird derjenige, welcher in Ge⸗ 


mäßheit des § 11 haftet, zur Zahlung der Geldſtrafe, des Werterſatzes und der Koſten als unmittel⸗ 


bar haftbar verurteilt. f 
Dasſelbe gilt, wenn der Täter zwar das vierzehnte, aber noch nicht das achtzehnte Lebensjahr 


vollendet hatte, jedoch deshalb nicht ſtrafbar iſt, weil er zur Zeit der Tat nach ſeiner geiſtigen oder 
ſittlichen Entwickelung unfähig war, das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen oder ſeinen Willen dieſer 
Einſicht gemäß zu beſtimmen, oder wenn derſelbe wegen eines ſeine freie Willensbeſtimmung aus⸗ 
ſchließenden Zuſtandes ſtraffrei bleibt. 8 : 

8 13. 

(1) An die Stelle einer Gelditrafe, welche wegen Unvermögens des Verurteilten und des für 
haftbar Erklärten nicht beigetrieben werden kann, tritt Gefängnisſtrafe. Falls mildernde Umſtände 
vorliegen und nicht neben der Geldſtrafe gemäß SS 6 und 8 auf Gefängnis erkannt worden iſt, kann 
an Stelle der Geldſtrafe auch Haft treten. l 

(2) Der Betrag von zwei bis zu dreißig Gulden iſt einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleichzuachten. 

(3) Der Mindeſtbetrag der an die Stelle der Geldſtrafe tretenden Freiheitsſtrafe iſt ein Tag, 
ihr Höchſtbetrag bei Haft ſechs Wochen, bei Gefängnis ſechs Monate. Kann nur ein Teil der 
Geldſtrafe beigetrieben werden, ſo tritt für den Reſt derſelben nach dem in dem Urteil feſtgeſetzten 
Verhältniſſe die Freiheitsſtrafe ein. 
˖ (4) Gegen die gemäß 88 11 und 12 für haftbar Erklärten tritt an die Stelle der Geldſtrafe 

eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 
8 14. 

Statt der in dem $ 13 vorgeſehenen Freiheitsſtrafe kann während der für dieſelbe beſtimmten 
Dauer der Verurteilte, auch ohne in einer Gefangenanſtalt eingeſchloſſen zu werden, zu Forſt⸗ oder 
Gemeindearbeiten, welche ſeinen Fähigkeiten und Verhältniſſen angemeſſen ſind, angehalten werden. 

Die näheren Beſtimmungen wegen der zu leiſtenden Arbeiten werden mit Rückſicht auf die vor⸗ 
waltenden Lohn- und örtlichen Verhältniſſe von dem Regierungspräſidenten (Landdroſten) in Gemein- 
ſchaft mit dem Erſten Staatsanwalt beim Oberlandesgerichte erlaſſen. Dieſelben ſind ermächtigt, 
gewiſſe Tagewerke dergeſtalt zu beſtimmen, daß die Verurteilten, wenn ſie durch angeſtrengte Tätigkeit 
mit der ihnen zugewieſenen Arbeit früher zu Stande kommen, auch früher entlaſſen werden. 


8 15. 


Arxte, Sägen, Meſſer und andere zur Begehung des Forſtdiebſtahls geeigneten Werkzeuge, welche 


der Täter bei der Zuwiderhandlung bei ſich geführt hat, können eingezogen werden, ohne Unterſchied, 
ob ſie dem Schuldigen gehören oder nicht, es ſei denn, daß ſie dem Eigentümer zur Ausübung ſeines 
Berufes oder Gewerbes unentbehrlich ſind. 

Die Tiere und andere zur Wegſchaffung des Entwendeten dienenden Gegenſtände, welche der 
Täter bei ſich führt, unterliegen nicht der Einziehung. 

‚ $ 16. 

Wird der Täter bei Ausführung eines Forſtdiebſtahls, oder gleich nach derſelben betroffen 
oder verfolgt, ſo ſind die zur Begehung des Forſtdiebſtahls geeigneten Werkzeuge, welche er bei ſich 
führt ($ 15), in Beſchlag zu nehmen. 

8 17. 

Wird in dem Gewahrſam eines innerhalb der letzten zwei Jahre wegen einer Zuwiderhandlung 
gegen dieſes Geſetz rechtskräftig Verurteilten friſch gefälltes, nicht forſtmäßig zugerichtetes Holz ge- 
funden, ſo iſt gegen den Inhaber auf Einziehung des gefundenen Holzes zu erkennen, ſofern er ſich 
über den redlichen Erwerb des Holzes nicht ausweiſen kann. Die Einziehung erfolgt zu Gunſten 
der Armenkaſſe des Wohnorts des Verurteilten. N 
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8 18. 
Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz verjährt, ſofern nicht einer der 
Fälle der 88 6 und 8 vorliegt, in ſechs Monaten. 


8 19. 
Für die Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz ſind die Amtsgerichte zuſtändig. Dieſelben ver⸗ 
handeln und entſcheiden ohne die Zuziehung von Schöffen. 
Das Amt des Amtsanwalts kann verwaltenden Forſtbeamten übertragen werden. 
Für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Berufung iſt die kleine 
Strafkammer zuſtändig. 
§ 20. 
Für das Verfahren gelten, ſoweit nicht in dieſem Geſetze abändernde Beſtimmungen getroffen 
ſind, die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über das Verfahren vor dem Amtsrichter und Dies 
jenigen des zweiten Abſchnitts des Jugendgerichtsgeſetzes. N 7 


8 21. 

Der Gerichtsstand iſt nur bei demjenigen Amtsgerichte begründet, in deſſen Bezirk die Zuwider⸗ 
handlung begangen iſt. ä 

Iſt der Ort der begangenen Zuwiderhandlung nicht zu ermitteln, oder iſt die Zuwiderhandlung 
außerhalb des Preußiſchen Staatsgebietes begangen, ſo beſtimmt der Gerichtsſtand ſich nach den Vor— 
ſchriften der Strafprozeßordnung. : 

Im Falle des $ 17 iſt der Gerichtsſtand bei demjenigen Amtsgerichte begründet, in deſſen Be— 
zirke das Holz gefunden worden iſt. 

§ 22. 

In dem Verfahren vor dem Amsgerichte werden ſämtliche Zuſtellungen durch den Amtsrichter 
unmittelbar veranlaßt. Die Formen für den Nachweis der Zuſtellungen werden durch die Juſtizver— 
waltung beſtimmt. 

8 23. g 

Perſonen, welche mit dem Forſtſchutze betraut ſind, können, ſofern dieſelben eine Anzeigegebühr 
nicht empfangen, ein- für allemal gerichtlich beeidigt werden, wenn ſie 

1. Staatsbeamte ſind, oder 

2. vom Waldeigentümer auf Lebenszeit, oder nach einer vom Landrat (Amtshauptmann, 
Oberamtmann) beſcheinigten dreijährigen tadelloſen Forſtdienſtzeit auf mindeſtens drei 
Jahre mittels ſchriftlichen Vertrages angeſtellt ſind, oder 


3. zu den für den Forſtdienſt beſtimmten, oder mit Forſtverſorgungsſchein entlaſſenen Mili⸗ 


tärperſonen gehören. 
In den Fällen der Nr. 2 und 3 iſt die Genehmigung des Bezirksrats erforderlich. In den⸗ 
jenigen Landesteilen, in welchen das Geſetz vom 26. Juli 1876 (Geſetz-Samml. S. 297) nicht gilt, 
tritt an die Stelle des Bezirksrats die Regierung (Landdroſtei). 


8 24. 


Die Beeidigung erfolgt bei dem Amtsgerichte, in deſſen Bezirk der zu Beeidigende ſeinen Mohn- 


ſitz hat, dahin: ' 0 
daß er die Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz, welche den ſeinem Schutze gegenwärtig an⸗ 
vertrauten oder künftig anzuvertrauenden Bezirk betreffen, gewiſſenhaft anzeigen, bei ſeinen 
gerichtlichen Vernehmungen über dieſelben nach beſtem Wiſſen die reine Wahrheit ſagen, 
nichts verſchweigen und nichts hinzuſetzen, auch die ihm obliegenden Schätzungen unpar⸗ 
teiiſch und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen bewirken werde. 
Eine Ausfertigung des Beeidigungsprotokolls wird den Amtsgerichten mitgeteilt, in deren Be— 
zirke der dem Schutze des Beeidigten anvertraute Bezirk liegt. 


8:2, 
Iſt eine in Gemäßheit der vorſtehenden Beſtimmungen oder nad) den bisherigen geſetzlichen Vor— 
ſchriften zur Ermittlung von Forſtdiebſtählen beeidigte Perſon als Zeuge oder Sachverſtändiger zu 
vernehmen, ſo wird es der Eidesleiſtung gleich geachtet, wenn der zu Vernehmende die Richtigkeit 


ſeiner Ausſage unter Berufung auf den ein- für allemal geleiſteten Eid verſichert. 


Dieſe Wirkung der Beeidigung hört auf, wenn gegen den Beeidigten eine die Unfähigkeit zur Be⸗ 
kleidung öffentlicher Amter nach ſich ziehende Verurteilung ergeht, oder die in Gemäßheit des $ 23 
erteilte Genehmigung zurückgezogen wird. 5 
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8 26 

Die mit dem Forſtſchutze betrauten Perſonen erſtatten ihre Anzeigen an den Amtsanwalt ſchrift⸗ 
lich und periodiſch. Sie haben zu dieſem Zwecke Verzeichniſſe zu führen, in welchen die einzelnen Fälle 
unter fortlaufenden Nummern zuſammenzuſtellen ſind. Die Verzeichniſſe werden dem Amtsanwalt in 
zwei Ausfertigungen eingereicht. In dieſe Verzeichniſſe können von dem Amtsanwalt auch die ander⸗ 
wärts eingehenden Anzeigen eingetragen werden. 

Die näheren Vorſchriften über die Aufſtellung und die Einreichung der Verzeichniſſe werden von 
der Juſtizverwaltung erlaſſen. 5 

8 27. 

Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Klage, indem er bei Überreichung einer Ausfertigung des 
Verzeichniſſes (§ 26) den Antrag auf Erlaß eines richterlichen Strafbefehls ſtellt und die beantragten 
Strafen nebſt Werterſatz neben den einzelnen Nummern des Verzeichniſſes vermerkt. 

Der Erlaß eines Strafbefehls iſt für jede Geldſtrafe und die dafür im Unvermögensfalle feſt— 
zuſetzende Haftſtrafe, ſowie für den Werterſatz und die verwirkte Einziehung zuläſſig. 

Der Strafbefehl muß die Eröffnung erhalten, daß er vollſtreckbar werde, wenn der Beſchuldigte 
nicht binnen einer Woche nach der Zuſtellung ſchriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle Einſpruch erhebe. 

Die in dem Strafbefehle getroffene Feſtſetzung iſt von dem Amtsrichter neben jeder Nummer 
des Verzeichniſſes einzutragen und dem Angeklagten mit einem Auszuge aus dem Verzeichniſſe zuzu— 
ſtellen. 

§ 28. 
Auf den Einſpruch kann vor Ablauf der Friſt verzichtet werden. 


§ 29. 
Mehrere Einſprüche, die dasſelbe Verzeichnis betreffen, können zum Zwecke gleichzeitiger Ver— 
handlung und Entſcheidung verbunden werden. 
8 30. 
In den Fällen der 88 6 und 8 findet der Erlaß eines Strafbefehls nur nach den Beſtimmungen 
* Strafprozeßordnung und des $ 39 des Jugendgerichtsgeſetzes ſtatt. Dem Antrag auf Erlaß des 
Strafbefehls oder der Anklageſchrift iſt ein Auszug aus dem Verzeichniſſe ($ 26) beizufügen. Die 
Hauptverhandlung kann ohne Anweſenheit des Angeklagten erfolgen. 


§ 31. f 
Wird, abgeſehen von den Fällen des $ 30, gegen ein von dem Amtsrichter erlaſſenes Urteil die 
Berufung eingelegt, ſo ſind zum Zwecke der Bildung beſonderer Akten durch den Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle beglaubigte Auszüge aus den Akten erſter Inſtanz zu fertigen. 


$ 32. 
Die Reviſion findet nur ſtatt, wenn eine der in der SS 6 und 8 vorgeſehenen ſtrafbaren Hand— 
lungen den Gegenſtand der Unterſuchung bildet. 
§ 33. 
Die Vollſtreckung der Strafbefehle und der Urteile erfolgt durch den Amtsrichter. 


§ 34. 

Eine auf Grund dieſes Geſetzes ausgeſprochene und eingezogene Geldſtrafe fließt dem Beſchä— 
digten zu. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf eine im Falle des § 8 erkannte Zuſatzſtrafe. 

Weiſt der Beſchädigte im Falle der Nichteinziehbarkeit der Geldſtrafe Arbeiten, welche den Er— 
forderniſſen des § 14 entſprechen, der Behörde nach, ſo ſoll der Verurteilte zu deren Leiſtung an— 
gehalten werden. Dieſe Nachweiſung iſt nicht mehr zu berückſichtigen, ſobald mit der anderweiten Voll— 
ſtreckung der Strafe begonnen iſt. 

8 35. 

Der Amtsrichter iſt befugt, wenn der Verurteilte zu der Gemeinde gehört, welcher die erkannte 
Entſchädigung und Geldſtrafe zufällt, die Beitreibung dieſer Entſchädigung und Geldſtrafe nebſt den 
Koſten der Gemeindebehörde in der Art aufzutragen, daß ſie die Einziehung auf dieſelbe Weile zu 
bewirken hat, wie die Einziehung der Gemeindegefälle. Es dürfen jedoch dem Verurteilten keine 
Mehrkoſten erwachſen. N 

§ 36. 
Steht mit einer Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz ein nach S 361 Nr. 9 des Schnee bucher 


ſtrafbares Nichtabhalten von der Begehung von Forſtdiebſtählen im Zuſammenhange, ſo findet auch 


auf dieſe Übertretung das in dieſem Geſetze vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. 


Sit gegenſtandslos. 


8 38. 
(1) Iſt gegenſtandslos. 


Bi: (2) Wo in einem Geſetze auf die bisherigen Beſtimmungen über den Holz- (Forſt⸗ Diebſtahl ver⸗ 


wlieſen iſt, treten die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes an deren Stelle. 6 
2 0% . x 
9 Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz in Kraft. 
. Verordnung | 
N ; zur Anderung der Fernſprechordnung. 


Vom 31. 8. 1929. 


Auf Grund des 8 7 des Fernſprechgebühren-Geſetzes vom 9. April 1927 (Geſ. Bl. S. 179) wird l 
die Fernſprechordnung vom 13. April 1927 (Geſ. Bl. S. 189 ff.), abgeändert durch ſpätere Ver- 
ordnungen — vgl. Geſ. Bl. 1927 und 1928 — wie folgt geändert: 

Im 8 13, IV Abf. 1 erhält der zweite Satz folgenden Wortlaut: 5 

Für die Verlegung von Anſchlußorganen, die zuſammen mit der Hauptſtelle verlegt werden, ſind 

10 Gulden für jedes Anſchlußorgan zu erheben; handelt es ſich hierbei jedoch um Anſchlußorgane 
aaußenliegender Nebenſtellen, deren Leitungseinführung in das Gebäude der Hauptſtelle geändert 
wird, jo gelten die Gebührenſätze für Anſchlußorgane nach $ 9, II. 
Dieſe Verordnung tritt ſogleich in Kraft. 


| Danzig, den 31. Auguſt 1929. 
Be Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Auel Stadt Danzig. 


Au Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von N. Schroth in Danzig. 
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